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Vorwort zur vierten Auflage
 
Seit dem Erscheinen der dritten Auflage dieses Buches ist viel Zeit vergangen, jedenfalls viel Zeit, wenn es um die Beschäftigung mit der EU geht. Seit 2008 hat die Union eine Reihe von einschneidenden Veränderungen durchlaufen. Es gelang ihr, nach mehreren Debakeln wegen fehlgeschlagener Referenden und widerstrebender Mitgliedstaaten den Lissabon-Vertrag unter Dach und Fach zu bringen. Allerdings trat danach nicht die erhoffte Ruhe ein; vielmehr warf die von den USA ausgehende Finanzkrise zunächst einen schwarzen Schatten auf die Union, um dann später zu einer hausgemachten Schulden- und schließlich Eurokrise zu eskalieren. Diese Krise ist bis zur Gegenwart nicht überwunden, sondern bestenfalls eingedämmt; aber bereits jetzt hat sie die Union verändert: durch Feuerwehraktionen, institutionelle Neuschöpfungen sowie eine zunehmende Differenzierung der Integration. Problematischer ist jedoch die im Gefolge der Finanz- und Schuldenkrise aufziehende politische Krise, die sich als tiefe Kluft zwischen den europäischen Eliten und den Bürgern Europas manifestiert.
 
Vor diesem Hintergrund reichte es nicht, die dritte Auflage des Buches lediglich gründlich zu überarbeiten; große Teile mussten neu konzipiert und damit auch didaktisch anders aufbereitet werden. Das Ergebnis ist eine Darstellung des politischen Systems der EU in insgesamt 14 Kapiteln statt der bisherigen 7, teils sehr langen Kapitel. Abgesehen von der Einleitung und dem Ausblick umfassen die Kapitel nun jeweils 20 bis 30 Seiten und sind somit gut im Rahmen eines akademischen Kurses zu bearbeiten. Neu hinzugekommen ist ein Theoriekapitel; in allen anderen Kapiteln wurden Erweiterungen, Aktualisierungen und auch Neubewertungen vorgenommen. So werden die institutionellen Folgen der Finanz- und Schuldenkrise, die zunehmenden Formen der differenzierten Integration, der Aufstieg des Europäischen Rates zur obersten Entscheidungsinstanz der Union und generell alle Folgewirkungen des Lissabon-Vertrags ausführlich behandelt. Zudem musste die Terminologie in Teilen angepasst werden entsprechend den vielfältigen Umbenennungen, die die EU regelmäßig selbst vornimmt, was der Transparenz des Systems leider nicht zugutekommt. Gleich geblieben ist jedoch das theoretische Grundkonzept des Buches, das die Union als dualistisches oder bizephales System fasst. Denn der Widerspruch zwischen supranationaler Integrationsdynamik und intergouvernementaler Entscheidungsmacht ist weiterhin das Movens der europäischen Integration und zentrales Merkmal der institutionellen Struktur der EU.
 
In der gegenwärtigen Krise scheint das EU-System an die Grenzen seiner Problemlösungsfähigkeit zu stoßen; dementsprechend hat sich selbst unter Fachwissenschaftlern ein enormer Pessimismus über die Perspektiven der Union breitgemacht. Diesen allenthalben verbreiteten Pessimismus teile ich nicht. Denn nach wie vor wird die EU gebraucht, um die zunehmend interdependenten Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten zu regeln. Das heißt nicht, dass alles gut geregelt ist, aber 
es heißt auch nicht: Weil nicht alles gut geregelt ist, brauchen wir keine EU. Vielmehr wird es in den kommenden Jahren darauf ankommen, das Regelwerk der Union und ihre Entscheidungspraxis zu verbessern, die Bürger und Bürgerinnen vom grundsätzlichen Nutzen der Integration zu überzeugen und sie zugleich stärker an der Entscheidungsfindung zu beteiligen; zugegeben, keine leichte Aufgabe, aber auch keine Unmöglichkeit. Ich hoffe, dieses Buch leistet einen Beitrag zum besseren Verständnis der EU und der Bedeutung, die ihr im Rahmen einer globalisierten Welt zukommt.
 
Osnabrück, April 2014
 
Ingeborg Tömmel

 
Vorwort zur dritten Auflage
 
Die EU ist immer gut für Überraschungen. Vor zwei Jahren, nachdem das Manuskript für die zweite Auflage dieses Buches fertiggestellt war, stürzte die Union in eine tiefe Krise: Zwei negative Referenden über den Verfassungsvertrag brachten das gesamte Projekt zum Stillstand. Die EU-Oberen verordneten sich eine Reflexionsphase; offiziell herrschte Funkstille. Im ersten Halbjahr 2007 kam dann wieder Bewegung auf: Unter deutscher Ratspräsidentschaft sollte ein „Fahrplan“ für den Verfassungsprozess vereinbart werden. Was als einfacher technischer Vorgang daherkam, entpuppte sich aber bald als massives Understatement. Denn auf dem Gipfel der Staats- und Regierungschefs vom Juni 2007 wurde nichts weniger als ein neues Vertragskonzept ausgehandelt. Ein Fahrplan mit extrem kurzer Laufzeit gehörte ebenfalls dazu: Die definitive Verabschiedung des Reformvertrags soll noch in diesem Jahr erfolgen; die Ratifizierung in den Mitgliedstaaten soll vor der Neuwahl des Europäischen Parlaments im Juni 2009 abgeschlossen sein. Und es sieht ganz danach aus, dass dem ehrgeizigen Projekt trotz großer Meinungsverschiedenheiten zwischen den nunmehr 27 Mitgliedstaaten kaum größere Hindernisse entgegenstehen. Dabei ist zu betonen, dass der anvisierte Reformvertrag keineswegs hinter dem Verfassungsvertrag zurücksteht; vielmehr sind dessen Regelungen „nicht unter diesem Namen, wohl aber in der Substanz“ (Vorwort zur zweiten Auflage) größtenteils in das neue Vertragswerk eingeflossen. Abstriche und Revisionen sind hauptsächlich kosmetischer Natur. Sie entstauben die EU von staatsähnlichen Terminologien und Symbolen, die ohnehin dem Integrationsprojekt nicht adäquat sind und die Zugehörigkeits- oder gar Identitätsgefühle der Bürger kaum stärken. Letzteres lässt sich meines Erachtens nur dadurch erreichen, dass das europäische Projekt und seine ausgeprägte Streit- und Konsenskultur den Bürgern verständlich und durchschaubar gemacht werden. Mit der Neuauflage dieses Buches hoffe ich, einen kleinen Beitrag zu dieser Aufgabe leisten zu können.
 
 
Der Text des Buches wurde durchgängig überarbeitet und auf den neuesten Stand seit der Erweiterung des Jahres 2007 und der überraschend schnellen Einigung auf den Reformvertrag gebracht. Für die tatkräftige Unterstützung bei Recherche- und Korrekturarbeiten danke ich Susanne Pihs, Julia Eichhorst und Astrid Bothmann; für die Textverarbeitung danke ich Ilse Tobien.
 
Osnabrück, August 2007
 
Ingeborg Tömmel

 
Vorwort zur zweiten Auflage
 
Im Vorwort zur ersten Auflage dieses Buches habe ich betont, dass das EU-System einem sehr „schnellen und expansiven Wandel“ unterliegt. Diese Aussage hat sich seither mehr als bewahrheitet: Zum 1.5.2004 wurde die Union um zehn neue Mitgliedstaaten erweitert; kurz darauf verabschiedete der nunmehr aus 25 Staats- und Regierungschefs bestehende Europäische Rat den Entwurf eines Verfassungsvertrags für die EU. Dementsprechend galt es, diese neuen Entwicklungen in den vorliegenden Text einzuarbeiten. Für mich war klar, dass dies nicht nur in Kapitel 2, das der Genese der europäischen Integration von den Anfängen bis zur Gegenwart gewidmet ist, geschehen sollte; vielmehr habe ich alle aus der Erweiterung der Union resultierenden Neuerungen sowie die im Verfassungsvertrag vorgesehenen Veränderungen in Bezug auf die institutionelle Struktur und die Entscheidungsverfahren der EU durchgängig in den Text des Buches eingearbeitet. Kaum war diese umfangreiche Arbeit abgeschlossen, änderte sich das Bild der EU erneut: Die gescheiterten Referenden in Frankreich und in den Niederlanden sowie der Streit zwischen den Mitgliedstaaten um die mittelfristige Finanzplanung stürzten die Union in eine tiefe Krise. War die ganze Arbeit jetzt umsonst? Nach einer kurzen Phase des Zweifels rückte das Bild der „longue durée“ (Braudel) der EU wieder in den Vordergrund: das eines trotz Krisen sich stetig und inkrementalistisch entfaltenden politischen Systems. Aus dieser Perspektive ist denn auch zu erwarten, dass der simultane Prozess von Erweiterung der Union und Vertiefung der Integration vorerst zwar verlangsamt, nicht jedoch ausgesetzt ist. Vielmehr ist abzusehen, dass die Regelungen der Verfassung, möglicherweise nicht unter diesem Namen, wohl aber in der Substanz, sukzessive in das europäische Vertragswerk einfließen und damit auch zur Umsetzung gelangen werden. Zudem ist anzunehmen, dass die Erweiterungspolitik eine Fortführung erfahren wird, wenngleich auch dies vermutlich unter anderem Namen und in abgewandelter Form. Vor diesem Hintergrund gehe ich denn auch davon aus, dass die vorliegende, gründlich überarbeitete Fassung des „Politischen Systems der EU“ für einen längeren Zeitraum aktuell bleiben wird.
 
Für die Unterstützung bei der Erstellung der zweiten Auflage dieses Buches danke ich verschiedenen Informanten der EU-Organe und ihres Umfeldes für aktuelle 
Informationen, Judith Bürger für umfangreiche Recherchen sowie die sorgfältige Durchsicht des gesamten Manuskripts, Ilse Tobien für die kompetente Textverarbeitung, Swantje Küchler für die Überarbeitung des Literaturverzeichnisses sowie der Liste der Abkürzungen und schließlich Kai Rabenschlag für die Besorgung des Layouts.
 
Osnabrück, September 2005
 
Ingeborg Tömmel

 
Vorwort zur ersten Auflage
 
Das vorliegende Buch ist das Produkt einer langjährigen Beschäftigung mit dem politischen System der EU, einerseits im Rahmen von Vorlesungen und Seminaren, andererseits von verschiedenen Forschungsprojekten zum Thema.
 
In den Lehrveranstaltungen stieß ich immer wieder auf das Problem unzureichenden Lektürematerials für die Studenten: War es in früheren Jahren vor allem der Mangel an entsprechenden Lehrbüchern, der sich als Hindernis erwies, so ist es gegenwärtig die Flut an neuen Werken, die die Wahl zur Qual macht. Zwar ist der Überfluss dem Mangel vorzuziehen, er hat aber seine eigenen Tücken. So erweisen sich viele Lehrbücher zur EU, insbesondere englischsprachige Darstellungen, als wahre Kompendien, in denen minutiös jegliche Details von Aufbau und Funktionsweise der europäischen Organe beschrieben werden; eine Gesamtsicht, in die die Details einzuordnen wären, fehlt dabei aber zumeist. Der berühmte Wald, der die Bäume erst erkennbar macht, bleibt außerhalb des Blickfeldes. Andere Autoren bemühen sich zwar um klare Strukturierungen, stellen aber den Wald recht einseitig dar: als gepflegte Staatsdomäne, als Interessentenwald oder als Jagdterrain von Privilegierten und Wilderern.
 
Vor diesem Hintergrund habe ich mit dem vorliegenden Buch versucht, sowohl die nötigen Basisinformationen über das politische System der EU zu vermitteln, als auch diese in eine inhaltliche Konzeptionierung der Systemstruktur und ihrer Funktionsweise einzubinden. Gleichzeitig wurde die Prozessdynamik der Herausbildung und Entfaltung des EU-Systems in den Vordergrund gerückt. In diesem Sinne ist das Buch sowohl als Einstieg in die Beschäftigung mit der EU zu benutzen; es kann und soll zugleich aber auch fortgeschritteneren Europainteressierten neue Perspektiven und alternative Sichtweisen eröffnen. Es ist somit als ein studienbegleitendes Buch konzipiert, das in jeder Phase der Auseinandersetzung mit der EU neu beziehungsweise anders gelesen werden kann.
 
Das EU-System unterliegt einem sehr schnellen und expansiven Wandel; dementsprechend hat sich auch die Terminologie mehrfach verändert. Im Folgenden soll immer dann von EU gesprochen werden, wenn das System in seiner Gesamtheit oder die Gesamtentwicklung des Systems von den Anfängen bis zur Gegenwart 
gemeint ist. Beziehen sich die Ausführungen explizit auf die Phase vor dem Maastrichter Vertrag, wird der Begriff EG (Europäische Gemeinschaft) verwendet. Auf den bis zur Einheitlichen Europäischen Akte gebräuchlichen Begriff Europäische Gemeinschaften wird demgegenüber verzichtet. Der Begriff EG findet aber auch Verwendung, wenn explizit Bezug genommen wird auf die Erste Säule der EU.
 
Am Zustandekommen eines Buches sind immer viele beteiligt. An erster Stelle möchte ich hier den Interviewpartnern danken, Vertretern der europäischen Organe und anderer am Entscheidungsprozess beteiligter Institutionen und Organisationen. Sie haben auf sehr eindrückliche Weise Zielsetzungen, Motive und Hintergründe sowie den Kontext ihres strategischen Entscheidens und Handelns im politischen System der EU erläutert, womit sich das Puzzle erst zu einem reich differenzierten Gesamtbild zusammensetzen ließ. Für kontinuierliche und besonders hilfreiche Unterstützung meiner Forschungsarbeiten möchte ich Herrn Wolfgang Gäde (Rat der Europäischen Union), Herrn Dr. Wolfgang Pelull (Verbindungsbüro des Landes Niedersachsen bei der EU) sowie Herrn Dr. Egon Schoneweg (Europäische Kommission, GD XVI Regionalpolitik) danken.
 
Für die kritische Lektüre einzelner Kapitel des Buches sowie wertvolle Kommentare und Anregungen danke ich Fritz Scharpf, Helmut Voelzkow, Patricia Bauer und Holger Huget. Gabriele Parlmeyer und Ilse Tobien gilt mein besonderer Dank für die kompetente Textverarbeitung; ebenso dankbar bin ich Gudrun Eisele für die sorgfältige Endkorrektur des Buches, die Zusammenstellung der Literaturliste und das Layout. Schließlich möchte ich dem Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung in Köln und insbesondere seinen Direktoren, Fritz Scharpf und Wolfgang Streeck, für die Gewährung eines Aufenthaltes als Gastwissenschaftlerin danken, wodurch es mir gelungen ist, das Buch schneller fertigzustellen, als es unter den Bedingungen des Universitätsbetriebes möglich gewesen wäre.
 
Osnabrück, Juni 2002
 
Ingeborg Tömmel
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1 Einleitung: die EU als politisches System
 
Die Europäische Union (EU) ist ein politisches System, das Macht und Kompetenzen mit den Mitgliedstaaten teilt; wie genau Macht und Kompetenzen zwischen der europäischen und der nationalen Ebene aufgeteilt sind, ist jedoch schwer zu erfassen. Auf der einen Seite erscheint die Union in zunehmendem Maße als ein den nationalen Staaten übergeordnetes politisches System, indem ihre Beschlüsse weitreichende bindende Wirkungen entfalten, die einer faktischen Überordnung gleichkommen. Auf der anderen Seite ist bekannt, dass die EU gegenüber den Mitgliedstaaten keinerlei Weisungsbefugnisse besitzt, sondern eher von diesen abhängig ist. Denn es sind die nationalen Regierungen, die sichtbar europäische Entscheidungen treffen, auch wenn der notwendige Konsens häufig schwer zu finden ist. Die Europäische Union stellt sich somit bereits auf den ersten Blick als ein von Paradoxien gekennzeichnetes System dar, was im Folgenden weiter erläutert wird.
 
1.1 Paradoxien des EU-Systems
 
Das Augenfälligste an der EU ist die große Diskrepanz zwischen einer „schwachen“, weil wenig auskristallisierten und unklar kodifizierten Systemstruktur einerseits und einer weitreichenden faktischen Ausübung politischer Entscheidungs- und Handlungsmacht andererseits. Hinzu kommt, dass die Systemstruktur, soweit sie überhaupt als solche wahrgenommen wird, wenig transparent ist und nur schwer im Kontext bestehender Formen politischer Herrschaft eingeordnet werden kann. Die Union entspricht weder dem institutionellen Gefüge eines nationalen Staates, noch lässt sie sich als internationale Organisation charakterisieren. Dementsprechend ist es schwierig, den Sitz politischer Machtausübung klar zu verorten. Weder die europäische Ebene, repräsentiert in erster Linie durch die Kommission, noch die Mitgliedstaaten, vertreten durch Rat1 und Europäischen Rat, scheinen das Sagen zu haben, vom Europäischen Parlament ganz zu schweigen.
 
In dieser komplexen Gemengelage, in der einzelne Akteure und Institutionen zwar über erhebliche Machtmittel verfügen, ein zentraler Kristallisationspunkt politischer Machtausübung jedoch fehlt, erscheinen die beteiligten Akteure und Institutionen häufig als wenig handlungs- oder gar durchsetzungsfähig: Kommissionsvorschläge scheitern regelmäßig am Veto des Rats; der Rat und auch der Europäische Rat scheitern am inneren Dissens; das Parlament muss gegenüber dem Rat 
ungeliebte Kompromisse eingehen. Spitzenpolitiker, Minister, ja sogar Regierungschefs scheinen im europäischen Kontext zu weitreichenden Zugeständnissen gezwungen zu sein, wenn es zu Entscheidungen kommen soll. Häufig enden allerdings Regierungskonferenzen und Gipfeltreffen im Dissens ihrer Akteure und damit in Entscheidungslosigkeit, worin sich die kollektive Ohnmacht des EU-Systems manifestiert. Fortschritte im Integrationsprozess werden somit nur erzielt, soweit es gelingt, die Entscheidungs- und Handlungsmacht einer Vielzahl von beteiligten Institutionen und Akteuren zu bündeln und in kleinteiligen Beschlüssen umzusetzen.
 
Diese Konstellation manifestiert sich auf analoge Weise in einem widersprüchlich verlaufenden Integrationsprozess. Obwohl Politiker ihn selten explizit befürworten oder gar aktiv vorantreiben, scheint der Integrationsprozess wie ein Selbstläufer unaufhaltsam voranzuschreiten. Werden dennoch Begründungen abgegeben, sind es zumeist alternativlose Sachzwänge oder nicht steuerbare Prozesse wie die Globalisierung, die zum Handeln zwingen. Insbesondere das Projekt der Währungsunion machte auf vielfältige Weise deutlich, dass einzelne Politiker vollmundig vom Anhalten oder mindestens Bremsen des gemeinsamen Zuges reden, im Zweifelsfalle aber dann doch im Fahren aufspringen. Ganz im Gegensatz dazu stellt sich das Tempo des Ausbaus oder der Reform der institutionellen Struktur dar. Zwar werden in jeder Integrationsrunde weitreichende Konzepte – nicht zuletzt auch zur Demokratisierung des Systems – debattiert; wenn es dann aber zur Beschlussfassung kommt, werden allenfalls schwache Kompromissformeln erzielt, während größere Reformprojekte regelmäßig auf der langen Bank landen.
 
Das Resultat dieser widersprüchlichen Entwicklungen – bei gleichzeitig zunehmendem Handlungsdruck infolge einer Reihe von neuen Problemen und Herausforderungen – ist eine Systementwicklung, die auf einer Kette von institutionellen Neuschöpfungen, vorübergehenden Hilfskonstruktionen, informellen Regelungen, kurz, auf einem erfindungsreichen Flickwerk beruht, das die in den Verträgen kodifizierte Systemstruktur extrem ausdifferenziert und teilweise auch deformiert. Damit gelingt es zwar einerseits, die vielfachen Lücken und Schwachstellen des Systems zu füllen oder zu überbrücken, und somit seine Funktionsfähigkeit und Steuerungskapazität kurzfristig zu erhalten oder gar zu verbessern; andererseits trägt aber gerade diese Vorgehensweise zur weiteren Verringerung der Transparenz, der Effizienz und auch der Kontrollierbarkeit des Systems bei, was sich nicht zuletzt in einer dramatisch sinkenden Akzeptanz der EU in der öffentlichen Meinung manifestiert.
 
Insgesamt ist das EU-System somit von einer Reihe von Paradoxien gekennzeichnet, die sich in augenfälligen Diskrepanzen manifestieren: 


 
	– der Diskrepanz zwischen einer „schwachen“ Systemstruktur und der „Stärke“ ihrer politischen Entscheidungs- und Handlungsmacht;
 
	– der Diskrepanz zwischen einer hochgradigen Fragmentierung politischer Entscheidungsfindung und der zentralisierenden Wirkung ihrer Beschlüsse; 

 
	– der Diskrepanz zwischen Macht und Ohnmacht der maßgeblichen Akteure und Institutionen; und schließlich
 
	– der Diskrepanz zwischen einer Vielzahl von „großen Entwürfen“ zur gezielten Ausgestaltung des Systems und seiner faktisch schritt- und stückweisen, quasi ungesteuert weiterwuchernden Entwicklung in widersprüchliche Richtungen und ohne erkennbares Endziel.

 
Angesichts solcher Diskrepanzen stellt sich die Frage, ob diese als Zufallsprodukte des Integrationsprozesses, als nicht intendierte Fehlentwicklungen, oder aber als notwendige Bestandteile der Herausbildung einer neuen politischen Ordnung jenseits des Nationalstaats zu werten sind. Anders ausgedrückt: Handelt es sich bei diesen Diskrepanzen um tatsächliche Schwächen des Systems oder markieren die Schwächen des Systems seine zentralen Merkmale und Stärken?
 
Vor dem Hintergrund der aufgeworfenen Fragen soll im Folgenden die EU als ein neuartiges politisches System, das sich jenseits des Nationalstaats herausbildet, analysiert werden. Dieser Analyse liegt die These zugrunde, dass die oben skizzierten Diskrepanzen keine Zufallsprodukte oder Fehlentwicklungen der Integration darstellen, sondern charakteristische Merkmale des EU-Systems sind. Dementsprechend werden im vorliegenden Buch zunächst der Prozess der Herausbildung dieses Systems, die darüber auskristallisierenden institutionellen Strukturen sowie die sich entfaltenden Funktionsmechanismen und Verfahrensweisen der Entscheidungsfindung und Politikimplementation einer eingehenden Analyse unterzogen. Des Weiteren werden die Grundstruktur des Systems, seine wesentlichen Komponenten, aber auch sein Aus- und Umbau sowie seine Erweiterung unter dem Einfluss eines erhöhten externen Handlungsdrucks und einer sich entfaltenden internen Entwicklungsdynamik analysiert. Schließlich werden die grundlegenden Funktionsmechanismen des Systems sowie seine konkreten Verfahrensweisen der Beschlussfassung und Konsensfindung, der Politikformulierung und -implementation herausgearbeitet. Insgesamt gilt es dabei, die spezifischen Merkmale das EU-System, die Dynamiken seiner Entfaltung sowie die Unterschiede zu herkömmlichen Formen politischer Ordnung zu erfassen. Zudem ist zu zeigen, in welcher Weise die EU die bestehenden politischen Systeme auf der nationalen Ebene ergänzt, transformiert oder gar ersetzt.

 
1.2 Themen und Fragestellungen
 
Vor dem Hintergrund der im Vorgehenden skizzierten Merkmale und Paradoxien des EU-Systems soll im Folgenden ein kurzer Überblick über die zentralen Themen und Fragestellungen des Buches gegeben werden.
 
In Kapitel 2 wird zunächst die Theoriebildung zum europäischen Integrationsprozess sowie zur EU als politischem System in den Blick genommen. Dabei wird ein 
breites Spektrum von theoretischen Ansätzen präsentiert, die zwei Fragen zu klären versuchen, die auch diesem Buch zugrunde liegen. Zum einen: Wie lässt sich die erstaunliche Dynamik der europäischen Integration erklären? Zum anderen: Wie ist das System, das über diesen Prozess auskristallisiert, zu charakterisieren? Ausgehend von Neo-Funktionalismus, Intergouvernementalismus und Föderalismus als den Eckpfeilern der Integrationstheorie werden in der Folge neuere Varianten dieser Ansätze ebenso wie gänzlich andersartige theoretische Zugänge vorgestellt und auf ihre Erklärungskraft bezüglich der obengenannten Fragen überprüft. In einem weiteren Schritt wird die jüngste theoretische Wende hin zur Erfassung der EU als postnationales politisches System beleuchtet. Zum Abschluss des Kapitels wird ein heuristisches Konzept entwickelt, das die EU als dualistisches oder bizephales System fasst; dieses Konzept fungiert als strukturierende Leitlinie für die gesamte Analyse des vorliegenden Buches.
 
Die folgenden zwei Kapitel vermitteln einen Überblick über den historischen Werdegang der europäischen Integration und die Herausbildung des EU-Systems. Kapitel 3 ist den ersten drei Phasen dieses Prozesses gewidmet, die durch den Wechsel zwischen beschleunigter Integration und Stagnation gekennzeichnet sind. Während in Phase 1 und 3 primär supranationale Integrationsschritte dominieren, steht Phase 2 im Zeichen intergouvernementaler Konfigurationen, die dem Integrationsmodell eine andere Richtung verleihen. Diese widersprüchlichen Entwicklungen werden einerseits mit der Notwendigkeit, einen institutionellen Rahmen für gemeinsames Handeln zu schaffen, andererseits dem Willen der Mitgliedstaaten, möglichst weitgehende Kontrolle über den Prozess zu behalten, begründet. Abschließend werden die zentralen Charakteristika der EU zusammengefasst, wie sie über die Wechselwirkung zwischen supranationaler Integrationsdynamik und intergouvernementaler Entscheidungsmacht auskristallisieren.
 
In Kapitel 4 wird die vierte Phase der europäischen Integration vorgestellt, in der die EU voll entfaltet ist, aber weiteren Veränderungen unterliegt. Diese Phase ist erneut von der Dominanz einer intergouvernementalen Systemkonstellation geprägt. Es kommt jedoch nicht zu einer Stagnation des Integrationsprozesses, wie dies in der zweiten Phase der Fall ist, sondern zu einer Stärkung der Handlungsfähigkeit der intergouvernementalen Organe. Dementsprechend ist diese Phase durch umfangreiche Erweiterungen der Union, eine signifikante Vertiefung der Integration sowie zunehmende innere Differenzierungen gekennzeichnet. Zum Abschluss des Kapitels wird der Gesamtprozess der Herausbildung des EU-Systems von seinen Anfängen bis zur Gegenwart zusammengefasst; darüber hinaus werden die internen und externen Einflussfaktoren für die ungleichmäßig voranschreitende Integration, ihre asymmetrische Form und schließlich ihr Ergebnis, die dualistische Struktur der EU, offengelegt.
 
In Kapitel 5 wird die institutionelle Grundstruktur des EU-Systems in ihren charakteristischen Merkmalen analysiert. Dazu werden die Organe der EU jeweils einzeln und in ihrem Verhältnis zueinander dargestellt: Kommission, Rat, Europäischer 
Rat, Parlament und schließlich der Gerichtshof. Für jedes Organ werden die Organisationsstrukturen, formalen Kompetenzen sowie faktischen Handlungsmöglichkeiten beleuchtet, sodass ein plastisches Bild ihrer Funktion im Gesamtgefüge der Union entsteht. Dabei wird deutlich, dass die institutionellen Akteure über breite Handlungsspielräume verfügen, aber auch wirkmächtigen Einschränkungen unterliegen. Insgesamt stellt sich die EU als ein System von widersprüchlich verfassten Institutionen dar, die sich gegenseitig ergänzen, aber auch einschränken. Aufgrund ihrer dualistischen Systemstruktur weicht die EU grundsätzlich von bekannten Formen politischer Ordnung ab, seien es internationale Organisationen oder nationale Staaten, auch wenn sie im Einzelnen bestimmte Merkmale mit diesen teilt.
 
In Kapitel 6 steht demgegenüber die Funktionsweise der EU im Zentrum. Hier geht es um die Analyse der Mechanismen und Verfahren der Entscheidungsfindung im Rahmen dreier Kategorien von Entscheidungen: der Gesetzgebung und Politikformulierung, der Weiterentwicklung der konstitutionellen Ordnung der EU, meist in der Form von Vertragsänderungen, sowie schließlich der Politikimplementation. Dabei werden einerseits die formalen Entscheidungsabläufe vorgestellt, andererseits aber auch die Praxis der Entscheidungsfindung erhellt, die sich teilweise erheblich von ihrem formalen Rahmen entfernt. Im Zentrum des Interesses steht die Interaktion zwischen den einzelnen Organen im Entscheidungsprozess, die durch vielfältige Versuche gekennzeichnet ist, die faktische Einflussnahme auf Entscheidungen über den formalen Kompetenzrahmen hinaus auszuweiten. Insgesamt zeigt dieses Kapitel, dass die Entscheidungsfindung im EU-System einerseits durch ein hohes Konfliktpotenzial, andererseits durch elaborierte Mechanismen der Kooperation und Konsensfindung strukturiert ist.
 
Kapitel 7 ist der Frage gewidmet, wie die einzelnen Organe ihre Handlungsstrategien entsprechend ihrer Position im Gesamtgefüge der Union ausrichten und optimieren. Für die supranationalen Organe geht es dabei um die maximale Nutzung bestehender Kompetenzen und anderweitiger Ressourcen sowie um interne Konsensfindung, um gegenüber Rat und Europäischem Rat mehr Einfluss ausüben zu können. Für die intergouvernementalen Organe ist die interne Konsensfindung ein Muss, wollen sie ihre Handlungsmacht voll ausspielen, oder gar eine Führungsrolle in der EU übernehmen. In beiden Fällen werden die Prozesse der internen Konsensfindung in starkem Maße von den interinstitutionellen Beziehungen strukturiert, die ihrerseits durch Konflikte und Konsenssuche bestimmt sind. Insgesamt verdeutlicht dieses Kapitel, wie die Akteure und Institutionen im EU-System versuchen, ihren Einfluss durch geeignete Strategien zur internen Konfliktminimierung sowie geschickte Taktiken gegenüber den anderen Organen auszuweiten oder gewisse Einschränkungen ihrer Verfasstheit zu kompensieren.
 
In Kapitel 8 geht es erneut um die Systemstruktur der EU, wobei jetzt deren Erweiterung und Ausdifferenzierung im Fokus steht. Im Einzelnen werden hier neue institutionelle Strukturen und Arrangements vorgestellt, die sich vornehmlich aufseiten 
der intergouvernementalen Systemdimension herausbilden, teilweise aber auch weder der einen, noch der anderen Seite zuzuordnen sind. Beispielhaft für die erstgenannte Entwicklung stehen die Zweite und Dritte Säule sowie ihre institutionellen Folgekonstrukte. Die letztgenannte Tendenz wird durch die Beschreibung einer Vielzahl von unabhängigen Agenturen, denen die Wahrnehmung spezieller Aufgaben obliegt, illustriert. Ein dritter Teil des Kapitels ist der Herausbildung von Formen der differenzierten Integration gewidmet, wie sie insbesondere in der Eurogruppe zum Ausdruck kommt. Insgesamt beleuchtet das Kapitel den permanenten Aus- und Umbau des EU-Systems, der zumeist die intergouvernementale Systemdimension stärkt, zugleich aber auch der schleichenden Machtausweitung der Kommission entgegenwirkt.
 
Kapitel 9 nimmt ebenfalls die Erweiterung und Ausdifferenzierung der EU in den Blick; hier geht es jedoch um die vertikale Strukturierung des Systems durch den Einbezug zunächst der nationalen sowie längerfristig auch der regionalen Regierungs- und Verwaltungsebene in die Funktionsweise der Union. Im Einzelnen wird gezeigt, wie sich über die europäische Gesetzgebung, die Beteiligung nationaler Akteure an europäischen Entscheidungsprozessen sowie die Implementation von EU-Politiken in den Mitgliedstaaten ein systemischer Nexus zwischen der europäischen und der nationalen Ebene herausbildet. Der Einbezug der regionalen Ebene erfolgt demgegenüber selektiver im Rahmen der speziell auf die Regionen zugeschnittenen Kohäsionspolitik. Zusätzlich zeigen aber auch die Regionen Präsenz auf der europäischen Ebene über ihre jeweiligen Vertretungen sowie den Ausschuss der Regionen. Insgesamt zeigt dieses Kapitel, wie sich die Union über vielfältige Interaktionen mit den „unteren“ Ebenen langfristig als ein Mehrebenensystem konstituiert.
 
Kapitel 10 ist dem Einbezug nicht-staatlicher Akteure in das EU-System gewidmet. Im ersten Teil geht es zunächst um klassische Formen der Interessenvertretung und des Lobbyings auf der europäischen Ebene, die sich allerdings schnell als nicht so klassisch erweisen. So weist die Interessenvertretung in der EU hochgradig fragmentierte Strukturen auf; zudem sind die Zugangswege zu den Entscheidungsträgern sehr heterogen. Erstaunlich ist allerdings, dass nicht-staatliche Akteure auch in hohem Maße in die Politikfunktionen der EU einbezogen sind, etwa durch ihre Rolle in bestimmten Gesetzgebungsverfahren, in der Definition technischer Normen sowie in der Implementation von europäischen Politiken. Insgesamt zeigt das Kapitel auf, wie das EU-System in die ökonomische und gesellschaftliche Sphäre ausgreift, und so – in inhaltlicher und institutioneller Hinsicht – einen systemischen Nexus zwischen Staat und Markt sowie zwischen Staat und Gesellschaft herstellt und sich dabei in zunehmendem Maße auf Formen der gesellschaftlichen Selbststeuerung stützt.
 
In Kapitel 11 werden Bewertungsfragen zur EU thematisiert. Anhand der Kategorien Effizienz und Effektivität wird überprüft, was das System leistet und wo seine Defizite zu verorten sind. Dabei werden bestimmte Stärken und Schwächen in der 
Struktur des Systems und seiner Funktionsweise herausgearbeitet sowie die Rahmenbedingungen für deren Akzentuierung oder Abmilderung erfasst. Bezogen auf die Effizienz der Systemstruktur der EU sowie ihrer Entscheidungsverfahren ergibt sich ein gemischtes Bild, indem beide Dimensionen durchaus effizient strukturiert sind, im Einzelnen aber zahlreiche Ineffizienzen auftreten. Die Effektivität des Systems, die an der Steuerungsfähigkeit in den einzelnen Politiken abgelesen wird, stellt sich als von drei interdependenten Faktoren abhängig dar: der Kompetenzausstattung der europäischen Ebene, der Länge der Steuerungskette sowie dem Grad der Autonomie der Mitgliedstaaten. Insgesamt wird die Effizienz und Effektivität der EU unter Berücksichtigung ihrer neuartigen systemischen Struktur als beachtlich gewertet.
 
In Kapitel 12 steht die demokratische Verfasstheit der EU sowie ihre demokratische Legitimation im Vordergrund. Einleitend werden zunächst das viel zitierte „demokratische Defizit“ des Systems und insbesondere die entsprechenden Defizite des Europäischen Parlaments aufgezeigt. In einem zweiten Schritt werden die Möglichkeiten der Schaffung alternativer Formen demokratischer Repräsentation und Partizipation, wie sie einerseits von nationalen Vorbildern abgeleitet, andererseits als postnationale Praktiken konzipiert werden, in ihren Vor- und Nachteilen diskutiert. Schließlich werden in einem dritten Schritt die im EU-System angelegten Ansätze zur Herausbildung neuer Formen demokratischer Repräsentation, Partizipation und Legitimation analysiert. Diese werden in bestimmten Checks und Balances, in postnationalen Praktiken des EP, sowie in der Herausbildung von Formen assoziativer Demokratie verortet. Hauptthese ist dabei, dass es gerade die Defizite des EU-Systems sind, die Raum bieten für die Entwicklung alternativer demokratischer Praktiken.
 
Im 13. Kapitel schließlich wird der Versuch unternommen, das Gesamtsystem der EU unter den eingangs aufgeworfenen Fragestellungen analytisch zu fassen und die Triebfedern seiner Entwicklungsdynamik herauszuarbeiten. Dazu wird die EU zunächst durch mehrere Charakteristika erfasst, nämlich als Verhandlungs-, Verflechtungs- sowie als Mehrebenensystem. Zusammengenommen konstituieren diese Charakteristika die EU als dualistisches oder bizephales System, das auf einer einmaligen Kombination von intergouvernementalen und supranationalen Institutionen beruht. Die Entwicklungsdynamik der Union wird mit dieser widersprüchlichen Struktur begründet. So ruft der Strukturkonflikt zwischen intergouvernementalen und supranationalen Organen beziehungsweise zwischen den Interessen und Präferenzen, die diese jeweils repräsentieren, die institutionelle Ausdifferenzierung des Systems hervor. Die bizephale Struktur der EU und die daraus resultierende Prozessdynamik werden somit als Schlüssel zum Verständnis der europäischen Integration gewertet.
 
Kapitel 14 bietet abschließend einen kurzen Ausblick auf die Perspektiven der EU. Angesichts enormer externer Herausforderungen sowie anhaltender interner Friktionen wird hier diskutiert, ob und in welcher Weise die EU in der Lage ist, die 
jeweiligen Herausforderungen zu bewältigen und zugleich die nötigen Reformen der Systemstruktur zu implementieren. Zudem wird betont, dass die EU die enorme Kluft zwischen integrationsorientierten europäischen Eliten und einer zunehmend skeptischen Öffentlichkeit überbrücken muss, will sie weiterhin handlungsfähig bleiben.

 

 



2 Theoriebildung zur europäischen Integration und zur EU
 
Die im Vorgehenden skizzierten Merkmale und Widersprüche des EU-Systems haben auf vielfältige Weise die wissenschaftliche Analyse und Debatte angeregt. Speziell in der Politikwissenschaft gibt es eine lange Tradition von Erklärungsversuchen zur Herausbildung und Weiterentwicklung zunächst der EG (Europäische Gemeinschaft) und später der EU. Zwei Grundfragen haben die theoretische Debatte bestimmt: zum einen die Frage nach den Antriebskräften der Integration, den Akteuren, die sie vorantreiben, und auch den hemmenden Kräften, die sich der Integrationsdynamik entgegenstellen; zum anderen die Frage nach den Charakteristika des Systems, das über diesen Prozess auskristallisiert (vgl. zusammenfassend Rosamond 2000, Wiener und Dietz 2004, Bieling und Lerch 2005, Faber 2005, Neyer und Wiener 2011).
 
Antworten auf die erste Frage oszillieren zwischen der Betonung supranationaler Akteure und Dynamiken oder nationaler Regierungen als treibende Integrationskräfte. Bei der zweiten Frage wird, je nach Perspektive und Analyseziel, einmal der Staatscharakter des Systems, zum anderen seine Qualität als internationale Organisation hervorgehoben. Es versteht sich, dass zwischen beiden Fragen beziehungsweise den zugehörigen Antworten ein enger Zusammenhang besteht: Autoren, die den supranationalen Akteuren die vorantreibende Rolle im Integrationsprozess zuschreiben, betonen auch den Staatscharakter der EU, während Autoren, die die Entscheidungshoheit über den Integrationsprozess bei den Regierungen verorten, die EU eher als Variante einer internationalen Organisation fassen.
 
Während die erstgenannte Perspektive primär der Vergleichenden Politikwissenschaft zuzuordnen ist, wurde die letztgenannte im Rahmen des Fachgebiets der Internationalen Beziehungen entwickelt, das im Übrigen in der bisherigen Debatte die dominante Position innehatte. Allerdings verbinden sich in der Gegenwart beide Perspektiven zu neuen Fragestellungen und vielschichtigen Erklärungsansätzen. Im Folgenden soll die Theoriebildung zur europäischen Integration und zur EU als politischem System nachgezeichnet werden und in Schlussfolgerungen zum gegenwärtigen Erkenntnisstand ausmünden.
 
2.1 Klassische Theorien: Neo-Funktionalismus, Intergouvernementalismus, Föderalismus
 
Vonseiten der Internationalen Politik haben sich zwei Theorietraditionen als besonders fruchtbar für die Analyse der europäischen Integration erwiesen: einerseits der 
Neo-Funktionalismus, der als spezielle Variante funktionalistischer Argumentationsmuster zu werten ist, andererseits der Intergouvernementalismus, der in die (neo-)realistische Theorietradition eingebettet ist. Während Ersterer speziell am Beispiel der EG/EU entwickelt wurde mit dem Erkenntnisziel, die innere Dynamik, die den Integrationsprozess vorantreibt, zu erhellen (vgl. Haas 1958, Lindberg und Scheingold 1970), bezieht sich Letzterer generell auf das Zustandekommen und die Funktionsweise internationaler Organisationen. Dabei geht es insbesondere um die Frage, in welcher Weise, in welchem Maße und unter welchen Bedingungen Kooperation oder gemeinsames Handeln zwischen interessengeleiteten Staaten möglich ist (Axelrod 1984, Keohane 1984).
 
Der Neo-Funktionalismus hat auf der Grundlage, aber auch in Abweichung von funktionalistischen normativen Modellen der internationalen Kooperation (Mitrany 1966), einen Erklärungsansatz für die innere Logik und Dynamik der europäischen Integration entwickelt (Haas 1958, vgl. auch Lindberg und Scheingold 1970, Schmitter 1971). So definiert Haas politische Integration als „the process whereby political actors in several distinct national settings are persuaded to shift their loyalties, expectations and political activities toward a new centre, whose institutions possess or demand jurisdiction over the pre-existing national states“ (Haas 1958: 16, kursiv im Original). Zentraler Leitgedanke ist dabei das Konzept des Spill-over. Dieses besagt, dass Integration in ersten, begrenzten Teilbereichen aufgrund funktionaler Erfordernisse weitere Integrationsschritte auslöse, indem angrenzende Bereiche oder Politikfelder, die mit den vorher schon integrierten in einem engen funktionalen Zusammenhang stehen, ebenfalls auf die europäische Ebene übertragen werden. Auf diese Weise komme es zu einer Kette von Transfers politischer Aufgaben und Funktionen, bis schließlich das neue Zentrum als Hauptebene politischer Steuerung fungiere (Haas 1958: 16). Haas nimmt sogar an, „the end-result of a process of political integration is a new political community, super-imposed over the pre-existing ones“ (Haas 1958: 16).
 
Die funktionale Notwendigkeit der Übertragung von Staatsaufgaben und Politikfeldern auf die europäische Ebene wird jedoch nicht als eine a priori gegebene oder gar deterministisch sich vollziehende angenommen, wie es dem Neo-Funktionalismus oft unterstellt wird. Vielmehr sind es integrationsorientierte Akteure, in erster Linie politische Eliten, die die Vorteile weiterer Integrationsschritte in benachbarten Bereichen und Politikfeldern erkennen und dementsprechend den Prozess vorantreiben. In dem Maße allerdings, wie mehr und mehr Aufgaben und Funktionen auf die europäische Ebene übertragen werden, richten auch andere Akteure – politische Parteien, Interessengruppen, transnationale Organisationen und Verbände – ihre Aktivitäten und Loyalität zunehmend auf die neue Ebene der Entscheidungsfindung. So betont Haas: „integration is the result of specific decisions made by governments acting in conjunction with politically relevant, organised groups“ (Haas 1958: 285).
 
 
Nicht von ungefähr wurde die neo-funktionalistische Theorie in den frühen Jahren der europäischen Integration entwickelt, in denen spektakuläre Fortschritte erzielt werden konnten. Dementsprechend erklärt der Neo-Funktionalismus vor allem den inkrementellen Charakter der europäischen Integration und insbesondere deren schrittweise Ausweitung auf neue Politikfelder und Themenbereiche: zum Beispiel die aufeinanderfolgende Gründung der drei Gemeinschaften2, den Übergang von der Schaffung des gemeinsamen Marktes zu einer gemeinsamen Agrarpolitik sowie den Übergang von der Vollendung des Binnenmarkts zu einer Währungsunion. Nicht erklären lassen sich jedoch hierüber die wiederholten Stagnationsphasen des Integrationsprozesses sowie das Ausbleiben von Integrationsschritten, die im funktionalen Sinne durchaus nahegelegen hätten und häufig auch auf der politischen Agenda standen (vgl. Sandholtz und Zysman 1989).
 
Der Intergouvernementalismus stellt demgegenüber bei der Analyse der europäischen Integration die zwischenstaatliche Kooperation ins Zentrum des Interesses, wobei die kooperierenden Staaten als nutzenmaximierende, interessengeleitete und rational handelnde Akteure gefasst werden. Dementsprechend kann zwischenstaatliche Kooperation oder gemeinsames Handeln im Rahmen internationaler Organisationen zustande kommen, wenn die Erzielung besserer Resultate beziehungsweise konkreter Vorteile (im Vergleich zur Nichtkooperation) zu erwarten ist (Keohane 1984). Weitere Motive können die Möglichkeiten zu Tauschgeschäften zwischen den Kooperationspartnern oder auch nur die Angst vor Nachteilen im Falle des drohenden Ausschlusses von der Kooperation sein.3 Entsprechend diesen Konzeptionen lässt sich das Zustandekommen und die Weiterentwicklung der europäischen Integration als eine Serie von intergouvernementalen Bargains4 erklären, wobei Integrationsfortschritte immer dann erzielt werden, wenn es eine Konvergenz der Interessen gibt oder wenn es gelingt, mögliche Nachteile von Integrationsschritten für einzelne Verhandlungspartner durch Paketlösungen oder zusätzliche kompensatorische Maßnahmen wie Side-Payments5 auszugleichen (Hoffmann 1966 und 1982, Taylor 1983, Keohane und Hoffmann 1991).
 
Allerdings sind die Vertreter des Intergouvernementalismus skeptisch in Bezug auf die Realisierung solcher Integrationsschritte im europäischen Rahmen. So betont Hoffmann, dass die nationalen Staaten nach wie vor die wichtigsten Einheiten 
des internationalen Systems seien. Zudem seien Staaten, die in einer regionalen Einheit kooperierten, „differently subjected and attracted to the outside world“; das bedeute, die Diversität zwischen ihnen „seems to sharpen rather than to shrink“ (Hoffmann 1966: 865). Folgerichtig schließt er, dass regionale Integrationsschritte „can fail […] when there are differences in assessment of the national interest“ (Hoffmann 1966: 867). Als Beweis für diese skeptische Schlussfolgerung präsentiert Hoffmann eine detaillierte Beschreibung der gravierenden Unterschiede zwischen den sechs Gründerstaaten der EG.
 
Intergouvernementalistische Theorieansätze sind besonders geeignet, um das Scheitern projektierter Integrationsschritte beziehungsweise die Stagnation des Integrationsprozesses über längere Zeiträume zu erklären (Taylor 1983). Außerdem lassen sich die Asymmetrien der europäischen Integration – zum Beispiel zwischen ökonomischer und politischer Integration, zwischen Marktschaffung und sozialstaatlichen Regelungen, zwischen der europäischen Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) und einzelstaatlicher Fiskal- sowie Wirtschaftspolitik – mit solchen Ansätzen gut erklären. Der Intergouvernementalismus bietet jedoch kaum Möglichkeiten, die offensichtliche Eigendynamik der Systementwicklung der EU oder die Bedeutung der supranationalen Akteure, beispielsweise der Kommission oder des Gerichtshofs, für den Fortgang der Integration zu erfassen oder gar zu erklären. Hier ist allerdings zu berücksichtigen, dass die skeptischen intergouvernementalistischen Erklärungsansätze vornehmlich in den Jahren formuliert wurden, in denen der Integrationsprozess sichtbar stagnierte (vgl. Kap. 3.2).
 
Beziehen sich die im Vorgehenden skizzierten Theorieansätze primär auf die Dynamik der europäischen Integration, auf die Entscheidungsprozesse, die sie vorantreiben, und auf die Akteure, die sie tragen, so sagen sie nur wenig aus über das System, das darüber auskristallisiert. Wird dieses im Rahmen des Intergouvernementalismus als primär zwischenstaatliches und somit implizit als internationale Organisation oder als internationales Regime angenommen (Hoffmann 1982), so geht der Neo-Funktionalismus davon aus, dass langfristig eine „political community“ auf der europäischen Ebene entstehen werde, die einen supranationalen Charakter annehme und somit den nationalen Staaten übergeordnet sei (Haas 1958: 16).
 
In der Vergleichenden Politikwissenschaft hat sich demgegenüber bereits in der Frühphase der Integration das Konzept des Föderalismus als analytisch und zugleich normativ fruchtbar erwiesen. So erwarteten Wissenschaftler, aber auch integrationsorientierte Politiker und Bürger, dass die EG sich nach dem Vorbild der USA zu „Vereinigten Staaten von Europa“ entwickle. Die Herausbildung eines föderalen europäischen Staates wurde somit als ein (normatives) Endziel der Integration gesehen (Rosamond 2000: 23, Burgess 2004: 31–34). Dennoch wurde auch die Struktur und Funktionsweise der EG unter der Föderalismusprämisse analysiert (Pinder 
1986).6 Die Mehrebenenstruktur der EG, die gemeinsamen Entscheidungen in Ministerrat und Europäischem Rat sowie die weitreichenden Kompetenzen der supranationalen Institutionen schienen alle die föderale Analogie zu bestätigen (Scharpf 1991, Burgess 2000, Nicolaїdis und Howse 2003, Benz 2006). Umgekehrt konnten unter der föderalen Perspektive auch die Defizite des Systems erfasst werden: allen voran die fehlende oder unvollkommene Gewaltenteilung zwischen den EU-Organen, die unklare Kompetenzabgrenzung und fehlende Hierarchisierung zwischen der europäischen und der nationalen Ebene sowie schließlich das demokratische Defizit des Systems und seine geringe Responsivität gegenüber den Bürgern. Das Föderalismuskonzept bietet somit einen Maßstab zur Einordnung und Bewertung der Grundstruktur des EU-Systems und zur Erfassung seines dualistischen Charakters; es kann aber kaum Aussagen treffen über das Warum des Zustandekommens dieser Struktur, über die Dynamik ihrer weiteren Entfaltung oder Nichtentfaltung und schon gar nicht über die wiederholten Stagnationsphasen im Integrationsprozess.
 
Die bisher skizzierten Theoriestränge, die die Debatte um die europäische Integration von deren Anfängen bis zur Mitte der 80er Jahre begleiteten, beziehen sich im Wesentlichen auf das Zustandekommen und den Prozess der europäischen Integration sowie auf die Grundstruktur des Systems, das dabei auskristallisiert; sie berücksichtigen jedoch kaum dessen einzelne Institutionen sowie seine Funktionsweise. Zudem stehen die Theorien in einem scharfen Gegensatz zueinander, was ihren praktischen Erklärungswert einschränkt. Allerdings erweist es sich auch als unmöglich, eine Synthese aus diesen Theoriesträngen zu entwickeln, da sie sich –soweit konsequent angewendet – wechselseitig ausschließen und sich somit kaum zu einer schlüssigen Gesamterklärung im Sinne einer „grand theory“ verbinden lassen. Die skizzierten Theoriekonzepte sind somit als ein Koordinatenfeld zu werten, in das das EU-System eingeordnet werden kann, ohne dass es mit der einen oder anderen dieser Koordinaten gleichzusetzen wäre.

 
2.2 Neuinterpretation der klassischen Theorien
 
Die rapide Ausdifferenzierung des EU-Systems ab Mitte der 80er Jahre sowie die deutlicher in Erscheinung tretenden Spezifika seiner Verfahrensweisen der Entscheidungsfindung und Politikimplementation begünstigten in der Folge einen frischen und partiell auch veränderten Blick auf die Objekte der Analyse, die Dynamik des Integrationsprozesses sowie das politische System der EG/EU.
 
 
Zwar bezog sich die Fachdebatte weiterhin auf die im vorgehenden Abschnitt vorgestellten Großtheorien: Neo-Funktionalismus, Intergouvernementalismus und Föderalismus; es wurde aber wesentlich expliziter als zuvor anerkannt, dass die EU eine Doppelstruktur von intergouvernementalen und supranationalen Systemelementen und entsprechenden Verfahrensweisen aufweist und dass die jeweiligen Erklärungsansätze nicht in der Lage sind, den „ganzen Elefanten“ zu erfassen (Puchala 1972), sondern allenfalls Teilaspekte erhellen. Auf der Grundlage einer solchen Einschränkung konnte dann auch der Erklärungswert einzelner Theoriestränge für Teilaspekte des Systems der EG/EU exploriert werden, während das Gesamtsystem eher mit einer Kombination verschiedener Ansätze zu erfassen versucht wurde. Es entspann sich daher eine intensive Debatte über die Frage, welche Kräfte, Dynamiken und Institutionen den Integrationsprozess vorantreiben und ob eher supranationale Akteure oder nationale Regierungen die entscheidende Rolle in diesem Prozess spielen.
 
Den Auftakt der Debatte bildete ein Aufsatz von Wayne Sandholtz und John Zysman (1989), deren Ziel es war, den neuerlichen Integrationsaufschwung ab Mitte der 80er Jahre zu erklären. Die Autoren sahen insbesondere supranationale sowie nicht staatliche Akteure als Hauptverantwortliche für diesen Aufschwung: einerseits die Europäische Kommission, die „effective policy leadership“ ausübte; andererseits eine transnationale Koalition von Industriellen, die „the Commission’s efforts“ unterstützte (Sandholtz und Zysman 1989: 96). Sandholtz und Zysman sahen aber darüber hinaus auch noch andere Faktoren am Werk, die das „recasting the European bargain“ (Titel des Aufsatzes) auslösten: Veränderungen im situativen Kontext, so insbesondere Strukturveränderungen in der internationalen Wirtschaft, sowie die Wende zu neoliberalen Lösungen für wirtschaftliche Probleme, die ihrerseits ein Umdenken der nationalen Regierungen auslöste und zu erneuten „elite bargains“ über die Vorschläge der Kommission führte. Vor allem die Kehrtwende des französischen Präsidenten Mitterand hin zu europäischen Lösungen statt nationalen Alleingängen sehen die Autoren als entscheidenden Impuls. Wenngleich Sandholtz und Zysman ihr Konzept als neuen Erklärungsansatz vorstellten, wurden sie in der Folge doch mit dem Neo-Funktionalismus identifiziert. Insbesondere ihre Betonung der Bedeutung der supranationalen und nicht-gouvernementalen Akteure bestärkte diese Interpretation.
 
Eine explizite Gegenposition zu diesem Erklärungsansatz wurde in den Folgejahren von Andrew Moravcsik (1991, 1993 und 1998) bezogen. Zunächst legt er eine empirisch untermauerte Studie zur Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) vor, die die dominante Rolle der Mitgliedstaaten beim Zustandekommen dieses ersten grundlegend neuen Vertragswerks seit der Gründung der Gemeinschaften postulierte (Moravcsik 1991). Später arbeitete er diesen Ansatz zu einer konsistenten Theorie aus, die er als „liberal intergovernmentalism“ bezeichnete (Moravcsik 1993 und 1998). Dabei geht Moravcsik davon aus, dass bedeutende Integrationsschritte, die in Vertragsänderungen kulminieren, die entscheidenden Stadien des Aufbaus eines 
neuen politischen Systems seien. In seinen Augen sind es die nationalen Regierungen mit ihren politischen Präferenzen, die zwischen ihnen geführten harten Verhandlungen und schließlich die daraus resultierenden institutionellen Entscheidungen, die den Integrationsprozess vorantreiben und in seiner konkreten Ausgestaltung prägen. Die Verhandlungsposition jedes einzelnen Staates wird zunächst durch eine Präferenzbildung im nationalen Rahmen bestimmt, wobei ökonomische Kräfte besonders einflussreich sind; geopolitische Interessen spielen aber auch eine gewisse Rolle. Mitgliedstaaten mit einem ausgeprägten nationalen Interesse an weiteren Integrationsschritten treten nach Moravcsik als Policy-Entrepreneur in intergouvernementalen Verhandlungen auf.
 
Die Schaffung von europäischen Institutionen ergibt sich aus dem Wunsch der Mitgliedstaaten, ein „credible commitment“, also eine glaubwürdige Verpflichtung, einzugehen. Grundsätzlich werden Integrationsfortschritte in der Form von Vertragsreformen dann realisiert, wenn die Präferenzen der Mitgliedstaaten konvergieren; ist dies jedoch weniger der Fall, werden Staaten mit ausgeprägter Integrationspräferenz bereit sein, Konzessionen in der Form von Side-Payments gegenüber weniger integrationsbereiten Staaten zuzugestehen. Einzelne Staaten können sogar unerwünschten Reformen zustimmen, wenn sie andernfalls Nachteile befürchten, so etwa den Ausschluss von für sie vorteilhaften Integrationsschritten, wie es beispielsweise für Großbritannien bei den Verhandlungen um die EEA galt (Moravcsik 1991). Moravcsiks Theorieansatz weist somit weitgehende Übereinstimmungen mit dem klassischen Intergouvernementalismus auf, auch wenn er wesentlich präziser umreißt, unter welchen Umständen Integration trotz nationaler Divergenzen zustande kommen kann. Übereinstimmend mit dem klassischen Ansatz lehnt Moravcsik auch jegliche Bedeutung der Kommission für den Integrationsprozess ab; er wertet sie allenfalls als ein Sekretariat, das die Entscheidungen der Mitgliedstaaten vorbereitet oder ausführt.
 
Moravcsik kommt das Verdienst zu, dass er einen intergouvernementalen Erklärungsansatz für Fortschritte im Integrationsprozess formuliert hat, die sogar dann noch erzielt werden können, wenn die Präferenzen der Mitgliedstaaten nicht konvergieren. Zudem fand seine Theorie wegen ihrer logischen Konsistenz breite Anerkennung unter Fachkollegen. Allerdings löste sie auch eine Flut von Kritik aus, die bis zur Gegenwart anhält (z. B. Sandholtz und Stone Sweet 1998, Wallace, H. et al. 1999). Insbesondere die Negierung jeglicher Rolle der supranationalen Akteure und speziell der Kommission im Integrationsprozess sowie die einseitige Betonung nationaler Regierungen als alleinigen Gestaltern des Prozesses wurden mit vielfältigen theoretischen Gegenargumenten und empirischen Fallbeispielen widerlegt. Außerdem wurde die empirische Basis des liberalen Intergouvernementalismus als zu schmal kritisiert: Der Integrationsprozess vollziehe sich nicht lediglich über Vertragsreformen, sondern auch über zahlreiche andere kleinere und größere Veränderungen; zudem habe Moravcsik im Rahmen der Vertragsverhandlungen lediglich drei Staaten untersucht (Wallace, H. et al. 1999).
 
 
Die Bedeutung von Moravcsik’s Theorie liegt vor allem in dem Umstand, dass sie nicht nur Kritik, sondern auch und besonders die Ausformulierung alternativer Ansätze auslöste. Dies führte zunächst zu Konzepten, die primär neo-funktionalistische Argumentationsmuster aufgriffen, wie im Folgenden gezeigt wird. Längerfristig kam es allerdings zur Erarbeitung neuer Erklärungsmuster, die andere Groß- und Metatheorien heranzogen, womit schließlich die Dichotomie zwischen Neo-Funktionalismus und Intergouvernementalismus überwunden wurde (vgl. Kap. 2.3).
 
Die Wiederbelebung und zugleich Weiterentwicklung des Neo-Funktionalismus vollzog sich vor allem durch die Betonung der Bedeutung bestimmter Akteure im Integrationsprozess sowie die Neuinterpretation des Konzepts des Spill-over. So präsentierten Burley und Mattli 1993 eine „political theory of legal integration“ (Untertitel ihres Aufsatzes), die den Europäischen Gerichtshof (EuGH) als entscheidenden Akteur im Integrationsprozess sah. Denn in den Augen der Autoren hat es dieser „unsung hero“ mit seinen 13 Richtern geschafft, „to transform the Treaty of Rome […] into a constitution“ (Burley und Mattli 1993: 41–42). Dieser Prozess lasse sich am besten erklären mit dem „original neo-functionalist model developed by Ernst Haas“ (Burley und Mattli 1993: 43). Dabei sei vor allem die Logik des Spill-over am Werk gewesen. Durch eine Serie von Gerichtsurteilen habe der EuGH zunächst das Prinzip der unmittelbaren Wirksamkeit europäischer Gesetze für die Bürger der Mitgliedstaaten sowie des Vorrangs des EG-Rechts vor dem der nationalen Ebene etabliert. Außerdem sei es zu gesetzlichem Spill-over von ursprünglich rein ökonomischen Regelungen zu anderen Politikbereichen und -feldern gekommen. Darüber hinaus sehen die Autoren im Neo-Funktionalismus Vorteile, da er die unabhängige Variable des Integrationsprozesses am besten erfasse, denn „the drivers of this process are supranational and sub-national actors pursuing their own self interests“ (Burley und Mattli 1993: 43). Obwohl Burley und Mattli lediglich die rechtliche Integration im Rahmen der EG/EU untersuchen, betonen sie auch die Bedeutung der Kommission für den Integrationsprozess, denn diese könne „national barriers“ überwinden (Burley und Mattli 1993: 54).
 
In ähnlicher Weise argumentierte Maria Green Cowles (1995), indem sie nicht-staatliche Akteure als bedeutende Förderer der europäischen Integration hervorhob. Nach dieser Lesart war es der European Round Table of Industrialists (ERTI), dem es gelang, das Projekt des gemeinsamen Marktes zu definieren und auch seine Umsetzung voranzutreiben. Gleichzeitig wendet sie sich explizit gegen intergouvernementalistische Argumentationsmuster, denn diese „cannot explain the activities of the key non-state actors in the 1992 process“ (Cowles 1995: 521). Sie wendet sich aber auch gegen den Neo-Funktionalimus und schließt ihren Aufsatz mit der Bemerkung „that new conceptualizations of European integration are necessary“ (Cowles 1995: 523). Dennoch ist das von ihr vorgeschlagene Konzept im Wesentlichen dem neo-funktionalistischen Theoriespektrum zuzuordnen.
 
 
Die wohl originellste Neuinterpretation des Neo-Funktionalismus hat Corbey präsentiert mit ihrem Versuch, sowohl die Fortschritte als auch die Stagnationsphasen im Integrationsprozess zu erklären. Denn der von ihr als „dialectical functionalism“ bezeichnete Ansatz „provides a conception of the internal dynamic that drives the cycle“ (Corbey 1995: 253). Diese Dynamik vollzieht sich über die Interaktion und Wechselwirkung zwischen der europäischen und der nationalen Ebene. Der Zyklus beginnt mit Integrationsschritten in einem Sektor. Die Mitgliedstaaten versuchen sodann, ihre Souveränität in angrenzenden Bereichen zu bewahren, indem sie „safeguard functionally linked areas against integration“ (Corbey 1995: 263). Zudem intervenieren sie zunehmend in den angrenzenden Bereichen: „either to compensate for the loss of autonomy, or to improve national competitiveness in relation to other countries, or both“ (Corbey 1995: 263). Dies führt zu Stagnation im Integrationsprozess; als Beispiel nennt die Autorin die Einführung von nicht-tarifären Handelshemmnissen durch die Mitgliedstaaten als Reaktion auf die Bildung des gemeinsamen Marktes. Wenn dann aber das politische Konkurrenzverhalten der Mitgliedstaaten kontraproduktiv wird, wie es sich insbesondere bei den nicht-tarifären Handelshemmnissen gezeigt hat, kommt es zu erneuten Integrationsschritten: „policy preferences converge and further integration is demanded [ ...] or supplied by the European Commission“ (Corbey 1995: 265). Interessengruppen spielen in diesem Ansatz ebenfalls eine Rolle: Oftmals üben sie Druck aus auf nationale Regierungen, um die angrenzenden Bereiche vor Integration zu schützen. Wenn nationale Regierungen Integrationsschritte beschließen, wollen sie sich häufig auch von solchem Druck befreien. Insgesamt beruht Corbey’s Theorie auf der Grundannahme, dass Spill-over-Prozesse nicht ausschließlich auf der europäischen Ebene anfallen, sondern sich über das Wechselspiel zwischen europäischer und nationaler Ebene herausbilden.
 
Der Wert der hier präsentierten theoretischen Ansätze liegt in der Wiederbelebung (Burley und Mattli, Cowles) oder sogar Neuformulierung (Corbey) des Neo-Funktionalismus sowie in der Betonung von Akteuren sowie Dynamiken im Integrationsprozess, die von Moravcsik weitgehend ausgeschlossen wurden. Damit bedeuteten sie einen wichtigen Schritt zur Überwindung der Einseitigkeit des liberalen Intergouvernementalismus. Diese Ansätze beleuchteten zumeist aber nur ausgewählte Akteure, Phasen, Dynamiken und Prozesse der Integration, während andere Aspekte vernachlässigt wurden. Zudem waren diese Ansätze immer noch von den Internationalen Beziehungen inspiriert, während sich die EG/EU inzwischen zu einem eigenständigen politischen System entwickelt hatte. Nicht von ungefähr gewannen daher Theorieansätze aus dem Spektrum der Vergleichenden Politikwissenschaft zunehmend an Bedeutung. Obwohl die Debatte weiterhin auf die Kritik von Moravcsiks Theorie abzielte, stützte sie sich immer weniger auf neo-funktionalistische Erklärungsansätze; vielmehr wurden völlig neue theoretische Wege zur Erfassung der EG/EU und der Dynamik ihrer Entfaltung eingeschlagen.
 

 
2.3 Theoretische Alternativen: Institutionalismus, Mehrebenen-Governance, Sozialkonstruktivismus
 
Während einige Autoren den Neo-Funktionalismus wiederbelebten, entdeckten andere den Institutionalismus als einen Ansatz, um wesentlich genauer zu erfassen, warum der europäische Integrationsprozess nicht ausschließlich von den Entscheidungen der Regierungen der Mitgliedstaaten abhing und abhängen konnte. Bereits in den 1980er Jahren hatten March und Olsen (1984, 1989) diesen Weg erschlossen, indem sie ein gänzlich neues Verständnis der Bedeutung von Institutionen in der Politik propagierten. Ihr Konzept des neuen Institutionalismus fand breite Resonanz in der Politikwissenschaft und speziell im Bereich der Forschung zur europäischen Integration.
 
Die Hauptthese der Autoren bestand in der Annahme, dass Institutionen nicht lediglich gesellschaftliche Kräfte widerspiegeln; vielmehr seien sie „collections of standard operating procedures and structures that define and defend interests. They are political actors in their own right.“ (March and Olsen 1984: 738). Ferner vertraten sie die Ansicht, dass politische Entscheidungen weniger von der Logik der Folgewirkungen („logic of consequentialism“), als vielmehr von der der Angemessenheit („logic of appropriateness“) induziert seien. Kollektive Entscheidungen seien daher nicht „based on calculated self-interest“ (March and Olsen 1984: 735), sondern Folge des Umstands „that political actors associate certain actions with certain situations by rules of appropriateness“ (March and Olsen 1984: 741). Diese neue Sichtweise auf die Rolle von Institutionen wurde breit rezipiert; in der Folge kam es denn auch zu einer Ausdifferenzierung von mehreren Varianten des Neo-Institutionalismus, die von Hall und Taylor (1996) als historischer, Rational-Choice- sowie soziologischer Institutionalismus bezeichnet wurden.
 
Nach Hall und Taylor stehen beim historischen Institutionalismus Institutionen als formale Organisationen im Vordergrund, wobei vor allem die Machtbeziehungen zwischen ihnen Untersuchungsgegenstand sind. Das Verhalten von Institutionen wird im Wesentlichen mit Pfadabhängigkeit („path dependency“) erklärt, das heißt, vorangegangene Entscheidungen und institutionelle Konfigurationen gestalten und bestimmen in erheblichem Maße Folgeentscheidungen und -entwicklungen. Zudem räumen historische Institutionalisten unintendierten Konsequenzen von politischen Entscheidungen breiten Raum ein.
 
Der Rational-Choice-Institutionalismus basiert dagegen auf einem Konzept von Institutionen als Organisationsformen, die das Verhalten der Akteure strukturieren. Organisationsformen in diesem Sinne können Regeln, Normen oder auch formale Organisationen sein. Die Akteure haben bestimmte Präferenzen und verhalten sich instrumentell; die strategischen Interaktionen zwischen ihnen, die von Institutionen strukturiert und eingeschränkt werden, bestimmen die politischen Entscheidungen und Auswirkungen.
 
 
Der soziologische Institutionalismus vertritt demgegenüber ein wesentlich breiteres Konzept von Institutionen; die entsprechenden Definitionen umfassen „not just formal rules, procedures or norms, but the symbol systems, cognitive scripts, and moral templates that provide ‚the frames of meaning‘ guiding human action“ (Hall and Taylor 1996: 947). Vertreter dieser Richtung sehen daher Handlungen und Entscheidungen von Akteuren nicht einfach als rational oder strategisch motiviert, sondern als Folge von kulturellen Praktiken.
 
Das Konzept des Neo-Institutionalismus führte zu einem fundamentalen Umdenken in der theoretischen Debatte zur europäischen Integration. Während es anfangs nur der Zurückweisung der Annahmen des liberalen Intergouvernementalismus diente, entwickelte es sich bald zur dominanten Theorieperspektive in der gesamten Europaforschung (Pollack 2004). Dies beinhaltete eine Verschiebung von der Frage nach den Ursachen und Dynamiken der Integration hin zur Analyse des Verhaltens der EU-Institutionen und Akteure sowie der Interaktionen zwischen ihnen. Überdies beinhaltete es eine Verschiebung von den Theorien der Internationalen Beziehungen hin zu solchen der Vergleichenden Politikwissenschaft. Diese Verschiebung eröffnete ihrerseits neue Wege zum Einbezug einer Reihe von theoretischen Ansätzen, die von der Analyse nationaler politischer Systeme abgeleitet waren. Zunächst waren es allerdings der historische sowie der Rational-Choice-Institutionalismus, die die Hauptrolle bei der Überwindung des traditionellen theoretischen Denkens spielten.
 
Paul Pierson (1996) war einer der Ersten, der eine Erklärung im Rahmen des historischen Institutionalismus für „The Path to European Integration“ (Titel seines Aufsatzes) präsentierte (siehe auch Bulmer 1993 und 1998, Olsen 2010). Im Gegensatz zu Moravcsiks Annahmen argumentierte er, dass die Mitgliedstaaten im Laufe des Integrationsprozesses aus verschiedenen Gründen die Kontrolle über diesen verlieren. Der Kontrollverlust könne Folge autonomer Aktivitäten der supranationalen Institutionen sein, aber auch aus der Orientierung der Mitgliedstaaten auf kurzfristige Interessen resultieren, ebenso wie aus nicht-intendierten Folgewirkungen ihrer Entscheidungen oder der Instabilität ihrer Präferenzen. Wenn dann „gaps in control emerge, change-resistant decisions and sunk costs make it difficult for member states to reassert their authority“ (Pierson 1996: 123). Pierson argumentiert somit, dass nicht nur supranationale Akteure, sondern auch der Weg des historischen Prozesses, unvorhersehbare Konsequenzen von Entscheidungen und institutionellen Festlegungen sowie die Hindernisse der Anpassung institutioneller Strukturen an veränderte Bedürfnisse die Kontrolle der nationalen Regierungen über den Integrationsprozess erschweren. Mit diesem Erklärungsansatz überstieg Pierson nicht nur den liberalen Intergouvernementalismus, sondern auch den Neo-Funktionalismus.
 
In ähnlicher Weise postulierte Mark Pollack im gleichen Jahr, dass der Rational-Choice-Institutionalismus die geeignete theoretische Perspektive auf den europäischen Integrationsprozess biete, denn er überwinde die „impasse“ zwischen Intergouvernementalismus 
und Neo-Funktionalismus (Pollack 1996: 430). Nach Pollacks Ansicht vertreten sowohl der historische wie der Rational-Choice-Institutionalismus die Position, „once created, institutions ‚take on a life of their own‘, acting as independent or intervening variables between the preferences and the power of the member governments on the one hand, and the ultimate policy outputs of EC governance on the other“ (Pollack 1996: 431). Zwar seien es anfangs die Regierungen der Mitgliedstaaten, die institutionelle Entscheidungen aufgrund nationaler Präferenzen und intergouvernementaler Verhandlungen treffen. Damit delegieren die Regierungen jedoch Aufgaben an supranationale Agenten; diese „enjoy considerable discretion from the collective preferences of the member states“ (Pollack 1996: 433).
 
Pollack fasst die Beziehung zwischen nationalen Regierungen und den EU-Institutionen als Principal-Agent-Verhältnis, bei dem die Mitgliedstaaten als kollektive Prinzipale auftreten, während die supranationalen Institutionen als ihre Agenten fungieren (Pollack 2003). Dementsprechend formuliert er zunächst die Mechanismen institutioneller Entscheidungen und die Bedingungen, die sie einschränken, z. B. die Einstimmigkeitsregel im Rat. Sodann umreißt er die Bedingungen, die es supranationalen Akteuren ermöglichen, „independent causal influence on EC policy outcomes“ auszuüben (Pollack 1996: 444). Solche Möglichkeiten können beispielsweise aus Informationsvorteilen gegenüber den Mitgliedstaaten resultieren, oder wenn die Letzteren nicht in der Lage sind, wirksam Kontrolle über ihre Agenten auszuüben. In diesem Zusammenhang verweist der Autor insbesondere auf die Macht der Kommission, die Agenda zu bestimmen.
 
Insgesamt definiert Pollack im Rahmen des Rational-Choice-Institutionalismus ein ganzes Spektrum von Umständen, die den supranationalen Agenten Ermessensspielräume für selbstständiges Handeln eröffnen. Allerdings betont er auch: „the primary emphasis in institutional analysis is indeed on institutions as intervening rather than independent variables, and the ultimate causes of European integration do typically remain exogenous to the theory“ (Pollack 1996: 454, siehe auch Pollack 2004: 154). Damit verweist er auf die Grenzen des neuen theoretischen Ansatzes: Dieser erkläre Prozesse, die sich im Rahmen der institutionellen Struktur der EU vollziehen, nicht jedoch, wie und warum sich diese Struktur herausgebildet hat.
 
Der Neo-Institutionalismus beschränkte sich nicht nur auf die Erfassung der Rolle der supranationalen Institutionen im Integrationsprozess; er ermöglichte auch die Erforschung einer Reihe von anderen Dimensionen der EU. Simon Bulmer (1993 und 1998) zum Beispiel untersuchte mithilfe des historischen Institutionalismus die Herausbildung des gemeinsamen Marktes. Fritz Scharpf (1985, 1988 und 2006) entwickelte sein Konzept einer Politikverflechtungsfalle in europäischen Entscheidungsprozessen, die besonders in Fällen einstimmiger Beschlüsse zuschnappen kann. Geoffrey Garret und George Tsebelis nutzten Rational-Choice-Modelle zur Erfassung der Interaktionen zwischen den europäischen Institutionen, um das Ausmaß der Kontrolle nationaler Regierungen beziehungsweise den Freiraum supranationaler 
Akteure zu ermitteln (z. B. Tsebelis 1994, Garrett 1995, Garrett und Tsebelis 1996, Tsebelis und Garrett 2001, Tsebelis und Yataganas 2002).
 
Parallel zu den verschiedenen Varianten des neuen Institutionalismus präsentierten Gary Marks, Liesbeth Hooghe und Kermit Blank einen alternativen Ansatz: das Konzept der Multi-level-Governance, das zwar ebenfalls auf dem Neo-Institutionalismus beruhte, sich aber später zu einem eigenständigen Theoriestrang entwickelte. Im Titel ihres Aufsatzes stellen die Autoren staatszentrierte und Multilevel-Governance einander gegenüber. Explizit weisen sie das staatszentrierte Modell zurück, denn es unterstelle nationale Regierungen „as ultimate decisionmakers, devolving little authority to supranational institutions“ (Marks et al. 1996: 343–345). Als Alternative präsentieren sie das Multi-level-Governance-Modell, bei dem „decision-making competencies are shared by actors at different levels“ und „supranational institutions [ ...] have independent influence in policy-making“ (Marks et al. 1996: 346, siehe auch Hooghe und Marks 2001). Zudem argumentieren sie: „collective decision-making among states involves a significant loss of control for individual national executives“ (Marks et al. 1996: 346). Des Weiteren betonen die drei Autoren, dass Staaten nicht mehr länger die Beziehungen zu subnationalen Akteuren monopolisieren könnten, denn die Letzteren agierten sowohl in nationalen wie in supranationalen Arenen. Im Übrigen führen Marks, Hooghe und Blank, ähnlich wie eine Reihe anderer Autoren, zahlreiche Gründe für die mangelhafte Kontrolle der Regierungen über den Integrationsprozess an: Nationale Regierungen könnten Vorteile erwarten, die den Kontrollverlust kompensieren, oder sie hofften Politikergebnisse zu erzielen, die andernfalls unerreichbar wären. Die Autoren befassen sich auch intensiv mit der Praxis der Multi-level-Governance. Dazu unterscheiden sie vier Phasen im Politikprozess – Politikinitiierung, Entscheidungsfindung, Implementation sowie Gerichtsbeschlüsse – denen sie jeweils andere Akteure, institutionelle Konstellationen sowie Regierungsebenen zuordnen. Damit bestätigen sie einmal mehr, dass nationale Regierungen keineswegs die volle Kontrolle über den Integrationsprozess sowie den „polity creating process“ ausüben (Marks et al. 1996: 342).
 
Der Multi-level-Governance-Ansatz entwickelte sich nach seiner erstmaligen Ausformulierung schnell zu einem eigenständigen Analysekonzept (siehe beispielsweise Kohler-Koch und Eising 1999, Jachtenfuchs 2001, Scharpf 2002, Benz 2007, Treib et al. 2007, Tömmel und Verdun 2009, Börzel 2010, Sabel and Zeitlin 2010). Als solches eignete er sich eher zur Erfassung europäischer Politikgestaltung als zur Analyse des Integrationsprozesses oder der EU als politischem System. Als ein heuristisches Konzept inspirierte er zahlreiche Autoren zur Erfassung der Charakteristika europäischer Governance sowie teilweise auch der Erfassung der Funktionsweise der EU, was in Begriffen wie „network governance“, „experimentalist governance“ oder „innovative governance“ seinen Niederschlag fand (Kohler-Koch und Eising 1999, Tömmel und Verdun 2009, Sabel und Zeitlin 2010). All diesen Analysen ist gemeinsam, dass sie die EU als ein Mehrebenensystem fassen, in dem eine 
Vielzahl von Akteuren Entscheidungen trifft und dementsprechend auch Einfluss auf die Politikgestaltung und Systementwicklung ausübt.
 
Zu Beginn des 21. Jahrhunderts gewann ein neues theoretisches Konzept unter EU-Forschern an Bedeutung: der Sozialkonstruktivismus. Dieses Konzept kann als Sprössling des soziologischen Institutionalismus aufgefasst werden, da es die Bedeutung kultureller Normen und Identitäten für menschliches Handeln stark betont (Leuffen et al. 2012: 85–87). Der Konstruktivismus als metatheoretischer Ansatz hat aber auch unabhängige Wurzeln, die in den Sozialwissenschaften im weitesten Sinne fußen. Im Bereich der EU-Forschung wird der Sozialkonstruktivismus vor allem zur Erklärung der Motive der handelnden Akteure, der Interaktionen zwischen ihnen sowie der Veränderungen in den herrschenden Regeln, Normen und Praktiken herangezogen. In diesem Anwendungsbereich konstituiert er eher eine Theorie mittlerer Reichweite als einen umfassenden Erklärungsansatz zur europäischen Integration oder zu den Charakteristika des EU-Systems.
 
Jeffrey Checkel (1999) war der Erste, der die Grundlinien eines sozialkonstruktivistischen Ansatzes in der EU-Forschung ausformulierte. Ausgehend von der Kritik am historischen und Rational-Choice-Institutionalismus wegen ihrer engen Auslegung institutioneller Einschränkungen auf das Verhalten von Akteuren argumentierte er, dass diese Konzepte „need to be complemented by a more sociological understanding of institutions that stresses their interest- and identity-forming role“ (Checkel 1999: 545). Ein solches Verständnis erschließe sich zunächst über den soziologischen Institutionalismus, der von der These ausgehe: „institutions constitute actors and their interests“. Weiterhin könnten Institutionen „provide agents with understanding of their interests and identities“ (Checkel 1999: 546). Checkel geht aber einen Schritt weiter indem er postuliert, dass der Sozialkonstruktivismus in der Lage sei, „to explain theoretically both the content of actors’ identities/ preferences and the modes of social interaction“ (Checkel 1999: 548). Zwei empirische Bereiche hält Checkel für besonders geeignet, um die Vorteile des Sozialkonstruktivismus aufzuzeigen: Lern- und Sozialisationsprozesse auf der europäischen Ebene sowie die normativen Aspekte der Europäisierung in den Mitgliedstaaten (Checkel 1999: 548). Im Rahmen von Lern- und Sozialisationsprozessen vollzieht sich „a process whereby actors, through interaction with broader institutional contexts (norms or discursive structures), acquire new interests and preferences – in the absence of obvious material incentives“ (Checkel 1999: 548). Für beide Themenbereiche formuliert Checkel die Bedingungen, die Lern- und Sozialisationsprozesse beziehungsweise die Herausbildung europäischer und den Wandel nationaler Normen begünstigen.
 
Generell zielt der Sozialkonstruktivismus auf die Analyse von komplexen Beziehungen zwischen Institutionen und Akteuren, die selten Gegenstand anderer Theoriekonzepte sind. Checkel betont denn auch, dass der Konstruktivismus eher andere Theorien ergänze als ersetze. Trotz dieser Einschränkungen hat der Sozialkonstruktivismus in der EU-Forschung schnell Anerkennung und Verbreitung gefunden. 
Er diente der Erklärung bestimmter Entscheidungen von europäischen Politikern, vermittelte ein Verständnis der Bedeutung von Normen und Ideen in der europäischen Beschlussfassung sowie bei größeren Integrationsschritten und er trug zum Verständnis von Identitätsbildungen im Rahmen der EU bei. So hat Craig Parsons (2003) die Integrationsentscheidungen der französischen Präsidenten im Gegensatz zum liberalen Intergouvernementalismus mit einem gewissen Set von Ideen begründet. Ähnlich postulierten Jachtenfuchs, Dietz und Jung (1998), dass die Union nicht nur aufgrund von Interessen, sondern auch von normativen Ideen über eine legitime politische Ordnung geprägt sei. Auch Rittberger (2005) begründete die Kompetenzerweiterungen für das EP mit normativen Vorstellungen der nationalen Regierungen über legitime Entscheidungsverfahren. Schimmelfennig (2003) erkannte Ähnliches bei den Entscheidungen zur Osterweiterung; Risse (2004) schließlich analysierte mithilfe des Sozialkonstruktivismus Fragen der europäischen Identität.
 
Insgesamt haben die in diesem Abschnitt vorgestellten Konzepte die Theoriebildung zur europäischen Integration und zur EU enorm ausgeweitet. Der neue Institutionalismus verschob den Schwerpunkt der Forschung von der Analyse des Integrationsprozesses hin zu der der institutionellen Struktur der EU. Damit rückten andere Fragen in den Vordergrund: die Motive für institutionelle Entscheidungen, die strukturierende oder sogar einschränkende Wirkung von Institutionen auf die Handlungen der Akteure sowie die Bedeutung von kulturellen Normen und Praktiken für die Identitätsbildung der Akteure sowie den institutionellen Wandel in der EU. Gleichzeitig wurde mit Begriffen wie Multi-level-Governance die institutionelle Architektur der Union neu beleuchtet. Zudem wurden mithilfe des Sozialkonstruktivismus Aspekte untersucht, die sonst kaum Beachtung finden. So steht gegenwärtig ein breites Spektrum von analytischen Ansätzen zur Verfügung, die zumeist der Vergleichenden Politikwissenschaft entlehnt sind. Mit diesen ausdifferenzierten Theorieansätzen können allerdings kaum Antworten auf die Grundfragen der EU-Forschung gefunden werden, nämlich die Ursachen der europäischen Integration sowie die Gesamtstruktur des Systems, das sich über den Integrationsprozess herausbildet. Vor diesem Hintergrund überrascht es wohl kaum, dass sich die Forschung in jüngster Zeit wieder stärker diesen Fragen zuwendet.

 
2.4 Neuere Theoriebildung zur EU als politischem System
 
Obwohl die oben präsentierten Theorien weiterhin die Analysen, insbesondere einzelner Dimensionen der EU prägen, stellte sich doch zunehmend die Frage, wie das System in seiner Gesamtheit zu fassen sei. Diese Frage wurde umso drängender, als deutlich wurde, dass weder die Internationalen Beziehungen, noch die Vergleichende Politikwissenschaft befriedigende Antworten geben konnten angesichts der Tatsache, dass die EU seit Langem das Stadium einer internationalen Organisation 
überschritten hatte, ohne sich jedoch zu einem supranationalen Staat zu entwickeln.
 
Vor diesem Hintergrund bildete sich zunächst unter EU-Forschern ein Konsens heraus, dass die EU als ein System sui generis, also ganz eigener Art, zu fassen sei (Jachtenfuchs 1997). Allerdings war damit lediglich eine generelle Besonderheit der EU umrissen, die einfache Vergleiche ausschloss; was sui generis konkret beinhaltete und welche Merkmale ein solches System charakterisieren, blieb dagegen offen. Manche Wissenschaftler lehnten den Begriff ganz ab, weil er nach ihrer Meinung keine Vergleiche ermögliche. Allerdings ist dieses Argument kaum stichhaltig, denn auch spezifische Merkmale eines Systems können nur über Vergleiche erschlossen werden.
 
Nicht von ungefähr spielten Vergleiche bei den neuerlichen theoretischen Anstrengungen eine bedeutende Rolle, wobei allerdings der Blick auf ein wesentlich breiteres Spektrum von Vorlagen erweitert wurde. Weiterhin war es naheliegend, die EU mit föderalen Systemen zu vergleichen. Allerdings wurde die EU nun nicht mehr als ein föderaler Staat (im Werden) gesehen, sondern als spezifische Form einer „federal balance“ (Sbragia 1993), die sowohl Merkmale einer Föderation als auch einer Konföderation aufweise (Burgess 2000 und 2006, Howse und Nicolaidis 2003, Laursen 2011). Um das Spezifische der europäischen Föderation zu erfassen, wurden neue Begriffe lanciert, so beispielsweise „unachieved federation“ (Harbo 2005: 141), „confederal union“ (Burgess 2000), „new type of federal union“ (Burgess 2004: 27), „transnational type of federalism“ (Nicolaïdis 2006: 60), oder „hybrid type of federalism“ (Hueglin and Fenna 2006: 240). All diese Begriffe verweisen auf die Abweichung der EU von klassischen Föderationen oder deuten an, dass es sich um einen neuen Typus von Föderation handelt. Michael Burgess, der seit Jahren die EU als Föderation analysiert, bringt diese Neuartigkeit am deutlichsten zum Ausdruck wenn er feststellt: „There is no historical precedent for the creation of a multinational, multicultural and multilingual federation composed of 15 to 20 established national states […] with mature social, economic, political and legal systems“ (Burgess 2006: 39). Dementsprechend schlussfolgert er: „The EU seems to point the way forward to a much more imaginative, flexible accommodation of organized local, regional, national, supranational and international interests than the United States of America“ (Burgess 2006: 43). Insgesamt führt somit der Vergleich mit Föderationen zu dem Schluss, dass es sich bei der EU um ein sehr spezifisches föderales System handelt, mit anderen Worten, eine Föderation sui generis (Tömmel 2011a).
 
Andere Wissenschaftler haben versucht, die EU in ihrer Gesamtheit mit nationalen Staaten zu vergleichen, ohne sie jedoch mit diesen gleichzusetzen. So sieht Simon Hix (2005a: 2–5; siehe auch Hix und Høyland 2010: 12–15) in seinem Lehrbuch die EU als ein politisches System; unter dieser Prämisse zieht er zahlreiche Vergleiche mit nationalen politischen Systemen und arbeitet dabei die Besonderheiten der EU heraus. Als zentrale Merkmale des politischen Systems der EU nennt Hix die 
folgenden: stabile Institutionen zum Treffen kollektiver Entscheidungen, Ansprüche („demands“) der Bürger an das System, Entscheidungen, die sich auf die Zuteilung von Ressourcen auswirken, Rückkopplungen („feedback“) zwischen dem System und seinen Wählern („constituencies“). In Analogie zu nationalen politischen Systemen unterscheidet Hix zudem zwischen legislativen, exekutiven und judikativen Politiken der EU, wobei er auch hier die jeweiligen Abweichungen herausarbeitet. Da eine solche Vorgehensweise eine klare Gewaltenteilung in der EU suggeriert, die jedoch nicht gegeben ist, werden mit dieser Sichtweise bestimmte Charakteristika des EU-Systems kaum sichtbar: die besondere Art der Gewaltenteilung zwischen den Institutionen der EU und speziell die herausgehobene Rolle der Kommission, die spezifischen Formen demokratischer Repräsentation sowie die Bedeutung der weniger formalisierten Institutionen und Verfahrensweisen in der EU (vgl. Kap. 12 und 13).
 
Einige EU-Forscher haben demgegenüber ganz neue Wege eingeschlagen, um die Union in ihrer Gesamtheit zu erfassen, wobei sie historische Formen politischer Herrschaft als Vergleichsdimension heranziehen oder die Union als neue politische Ordnung definieren, die aber vor dem Hintergrund eines längeren historischen Prozesses der Herausbildung politischer Ordnungen verstanden wird.
 
So vergleicht Giandomenico Majone (1996, 2005 und 2009) die EU mit vormodernen, mittelalterlichen Formen eines „mixed government“, das aus einer Kombination von intergouvernementalen und supranationalen Institutionen bestehe und dementsprechend die Interessen der nationalen Staaten sowie die der Union in ihrer Gesamtheit vertrete (Majone 2005: 59). Eine solche gemischte „polity is composed, not of individual citizens, but of corporate bodies balanced against each other and governed by mutual agreement rather than by a political sovereign“ (Majone 2005: 46). Für die EU identifiziert Majone drei Domänen („estates“): „national governments, represented by the Council; supranational institutions (the Commission and the Court); and the peoples of the states, represented by the EP“ (Majone 2005: 47). Eine solche institutionelle Struktur schließe majoritäre Formen politischer Herrschaft und demokratischer Verfasstheit aus; stattdessen werde das System vom „principle of institutional balance“ regiert (Majone 2005: 48). Dementsprechend gelte, „sovereignty is shared among the constituents of the polity“, und Entscheidungen werden „by a political exchange among the three law-making institutions“ getroffen (Majone 2005: 49). Nicht zuletzt wegen dieser spezifischen institutionellen Struktur konstatiert Majone auch eine ausgeprägte Asymmetrie in der Ausübung von Staatsfunktionen durch die EU: Während die gesetzliche Regulierung sehr ausgeprägt sei, komme es kaum zu Formen der Umverteilung („redistribution“) oder der makroökonomischen Stabilisierung (Majone 1996, 2005 und 2009). In älteren Publikationen bezeichnete Majone denn auch die EU als einen „regulatory state“ (Majone 1996).
 
Demgegenüber sieht Stefano Bartolini (2005a) die EU als eine neue Form politischer Herrschaft, die die nationalen Staaten transzendiere, ohne jedoch Vorbildern 
früherer Epochen zu entsprechen (vgl. auch Caporaso 1996). Er sieht den Nationalstaat als eine spezifische Form politischer Herrschaft, die einer bestimmten Phase in der Evolution der Staatsbildung in Europa zuzuordnen sei. Demgegenüber vollziehe sich die europäische Integration „as a process of territorial and functional boundary transcendence“ (Bartolini 2005a: xii). Bartolini führt drei Analysekategorien für die Erfassung des EU-Systems und die einzelnen Dimensionen der Grenzüberschreitungen ein: „centre-formation“, „system-building“ und „political structuring“. Die Zentrumsbildung bezieht sich auf den europäischen Integrationsprozess und das Bündeln von politischer Macht auf der europäischen Ebene; Systemaufbau meint die Fähigkeit, Loyalität herzustellen, das heißt, „structures and processes of system maintenance represented by cultural integration, social sharing institutions, and political participation“ (Bartolini 2005a: xii). Politische Strukturierung schließlich zielt auf „the institutionalization of conflict lines within the newly devised boundaries and borders of the EU“ (Bartolini 2005a: xii). Bartolini analysiert das Ausmaß dieser drei Prozessdimensionen mithilfe von Hirschmans Konzept von „exit“ und „voice“. So stellt er eine weitgehende Zentrumsbildung in der EU fest, hinter der allerdings der Systemaufbau sowie die politische Strukturierung weit zurückbleiben. Das heißt, die Überschreitung der Grenzen des Nationalstaats ist nach Bartolini in den drei Bereichen in unterschiedlichem Maße fortgeschritten. Während die ökonomische und rechtliche Integration sehr weit gediehen ist und die entsprechenden nationalstaatlichen Begrenzungen vergleichsweise einfach überwunden wurden, erweisen sich die Grenzen von politischen Prozessen und sozialen Strukturen als nur schwer überwindbar.
 
Ulrich Beck und Edgar Grande (2004) sehen die EU ebenfalls als ein politisches System, das sich von Nationalstaaten grundsätzlich unterscheidet und eine neue Phase in der Bildung politischer Ordnungen markiert. Ausgehend von einer scharfen Kritik am „methodologischen Nationalismus“, der die EU fälschlicherweise im Rahmen nationalstaatlicher Analysekategorien erfasse, charakterisieren sie die Union als ein kosmopolitisches Empire (Beck und Grande 2004). Ein solches Empire unterscheide sich aber grundsätzlich von modernen und vormodernen Imperien, insbesondere, weil es nicht durch Gewalt, sondern aufgrund des freiwilligen Beitritts von immer mehr Staaten expandiere. Das kosmopolitische Empire der EU ist nach Ansicht der Autoren durch eine „asymmetrische Herrschaftsordnung“ und dementsprechend durch eine Zentrum-Peripherie-Struktur gekennzeichnet (Beck und Grande 2004: 101–102). Als weitere zentrale Charakteristika werden genannt: eine variable räumliche Struktur, eine multinationale gesellschaftliche Struktur, Integration durch Recht, Konsens und Kooperation, horizontale und vertikale institutionelle Integration, Netzwerkmacht sowie komplexe kosmopolitische Souveränität (Beck und Grande 2004: 101–114). Bezogen auf die Systemstruktur sehen Beck und Grande die EU als eine Kombination von intergouvernementaler Kooperation und supranationaler Integration (Beck und Grande 2004, insbesondere: 96–98).
 
 
Wenngleich sich die oben präsentierten theoretischen Konzepte in ihren Grundannahmen, Analysekategorien und empirischen Ergebnissen deutlich unterscheiden, weisen sie dennoch einige gemeinsame Grundannahmen auf.
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